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Kläger und Revisiohsbeklagten,

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 23° Mai 1958
für Recht erkannt:

Das Urteil des Lanäessozialgerichts Schleswig
90m

26„ April 1955 hird aufgehoben; die Berufung des

Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts Schles—

wig vom 9° April 1954 wird als unzulässig verworfeno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen„
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Der Kläger, der seit 1952 an einer Epilepsie leidet, erhielt
vom Arbeitsamt (ArbAe) Elmshorn Arbeitslosenfürsorgeunterstüt—

zung (Alfu)° Bei mehreren Untersuchungen wurde die Arbeits—

fähigkeit bejaht° In einem Gutachten vom 21° Dezember 1949

stellte Dr° S;Xxxxx erstmals fest, der Kläger sei nicht ar—

beitsfähig, mit der genuinen Epilepsie seien eine starke Ver—

änderung der Persönlichkeit und häufige Anfälle verbunden°
Auf Grund dieses Gutachtens wurde die Alfu vom 1° Januar 1950

an eingestellt, aber vom 6° Juni 1950 an auf Antrag wieder

bewilligto

Am 50 März 1951 stellte Medizinelrat Dr° Z.xxx fest, die Per—

sönlichkeit des Klägers sei nur leicht verändert? seine Ar—

beitsfähigkeit sei durch die nachlassenden und noch seltenen

Anfälle nicht wesentlich (um 50 V„H„) beeinträchtigt° Aus
den gleichen Gründen bejahte auch Dr° S.XXXXX in seinem Gut—

achten vom 27„ März 1951 die Arbeitsfähigkeit° Er verneinte

sie dagegen wieder in seinem Gutachten vom 20. Januar 19530 Da—

bei bezog er sich auf eine Mitteilung der Nervenklinik der

Universität Kiel, wonach der Kläger wegen seines Leidens

seit dem 9„ Dezember 1952 nicht mehr arbéitsfähig im Sinne
des @ 88 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen—

versicherung (AVAVG) ist() Auf Grund dieses Gutachtens ent20g

das ArbA„ durch Bescheid vom 21. März 1955 vom 28° März 1955

an die Alfu, die dem Kläger nach der Entlassung aus der Ner—

venklinik auf Antrag vom 19° Dezember 1952 an für 61 Tage

weitergewährt und anschließend für 156 Tage weiterbewilligt

werden war; den Einspruch des Klägers vom 28° März 1953 wies
der Spruchausschuß des ArbA‚ am 21° April 1953 zurück()

Am 20 Mai 1955 legte der Kläger Berufung beim Oberversiche—

rungsamt Schleswig sinn ‘

Während dieses Verfahrens beantragte er mehrfach,-die Alfu
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weiterzugewähren, Den ersten Antrag stellte er am 80 Juni

1955° Er gab an, vom 1° Juni bis zum 6, Juni 1955 arbeits—
unfähig krank gewesen zu sein, und bestätigte dies durch

eine ärztliche Bescheinigung, wonach er vom 2, bis zum 60

Juni 1955 wegen einer Kopfverlctzung bettlägerig krank ge—

wesen ist° Über den Antrag wurde wegen des schwebendén

Spruchverfahrens nicht entschieden, Nach einer Beschäfti—

gung vom 24, bis zum 50, Juni 1955 und nach einer Krank—

heit vom lo, auguSt bis zum 14° September 1955 beantragte

der Kläger am 17, September 1955 erneut, die Alfu weiterzuT
gewähren, Dieser Antrag wurde durch Bescheid vom 15“ Novem—

ber l955 wegen
Arbeitsunfähigkeitabgelehnt° Der Bescheid

wurde der Ehefrau mitgeteilt, da der Kläger damals im Landes—

krankenhaus Neustadt war, Ihr Schreiben vom 25° November

1955 betrachtete das ArbA„ als Einspruch, entschied aber nicht

darüber, sondern vermerkte lediglich später in den Akten, er

sei durch das Urteil des Sozialgerichts (SG,) vom 9. April

1954 gegenstandslos geworden° Auf den Antrag des Klägers vom
50 Dezember 1955, mit dem er nach der'3ntlassung

aus dem Lan—

deskrankenhaus wiederum Alfu begehrte, erteilte das ArbA°

ebenfalls keinen Bescheid,

Am 1° Januar 1954 ging die Berufung als Klage auf das SG,

Schleswig über, Der Vorsitzende der zuständigen Kammer wies

die Klage am 29 Februar 1954 durch Vorbescheid ab; der Klä—

ger beantragte mündliche Verhandlung, Er begehrte, die ange—

fochtenen Bescheide aufzuheben und ihm die Unterstützung zu

gewähren, Das SG, wies die Klage mit Urteil vom 9° April 1954

ab; es hielt den Kläger nicht für arbeitsfähig nach 5 88 Abs°

l AVAVG, '

Mit der Berufung beantragte der Kläger, das Urteil des SG,

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, vom 27, März

1953 eis zum 250 April 1954 Aliu zu gewähren° Er machte

geltend, er sei vom Landeskrankenhaus Neustadt als arbeits—

fähig entlassen werden , er habe vom 26° April bis 29° Mai

1954 gearbeitet und sich am 51. Mai 1954 arbeitslos gemel—

deto Die Beklagte beantragte, die Berufung zurückzuweisen,

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

und bezog sich auf die verschiedenen.fachärztlichen Gut—

achten° Arbeitsfähigkeit könne vom 26° April 1954 an wieder

angenommen werden? der AnspruCh auf Alfu werde dem Grunde

nach von der Arbeitslosmeldung am 510 Mai 1954 an anerkannto

Daraus folgerte der Facharzt Profo Dr° S.xxxxxxx in der

Sitzung des Landessozialgerichts (LSG°), da sich das Leiden

nicht wesentlich geändert habe, müsse die Arbeitsfähigkeit
auch schon vor dem Zeitpunkt bestanden haben, den die Be—

klagte angenommen habe. Das LSG° hob durch Urteil vom 260

April 1955 das Urteil des SG„ auf und verpflichtete die Be—

klagte‚ dem Kläger über den 27° März 1953 hinaus Alfu zu ge—
währen‚ außer der Zeit'seines Aufenthalts im Landeskranken—

haus Neustadto'Das SG° habe sich nicht allein auf die medi—

zinischen Befunde und Gutachten stützen dürfen° Die psychi—

sche Veränderung verlaufe bei der Epilepsie langsam; werde

für eine spätere Zeit die Arbeitsfähigkeit nachgewiesen, so

könne sie für die vorhergehende Zeit nicht verneint werden‚‘

mindestens nicht wegen psychischer Defekteo Der Kläger habe

nicht nur gelegentlich und vorübergehend Arbeit gefunden?

danach sei die Veränderung seiner Persönlichkeit nicht so
weit fortgeschritten, daß er als arbeitsunfähig anzusehen

sei° Die Revision wurde zugelassen°

Das Urteil wurde der Beklagten am 15„ Juni 1955 zugestellt;

am 120 Juli 1955 1egte sie Revision ein° Sie beantragte9 das

angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache an das LSGO

zurückzuverweiseno Am 8° August 1955 begründete sie die

Revision: Psychische Veränderungen durch zunehmende Krampf—

anfälle könnten wieder abklingen, auch die Arbeitsfähigkeit

könne wieder eintreten° Aber nur wenn das LSG° durch neue

ärztliche Gutachten eine Besserung festgestellt habe‚ dürfe

es aus späteren Beschäftigungen schließen, daß die Arbeits—

fähigkeit vorher schon bestanden habe° Habe es den Kläger
grundsätzlich für arbeitsunfähig, aber trotzdem auf dem

allgemeinen Arbeitsmarkt für "einsatzfähig" gehalten, so

habe es die Grenzen seines Rechts, die Beweise frei zu wür—

digen? überschritten°

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen°
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II

Die Revision, die nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) zugelassen ist, ist zulässig, Sie ist auch be—

gründet0

Bei einer zulässigen Revision ist vor der sachlich—rechtli—

chen Würdigung des Streites von Amts wegen zu prüfen, ob die

allgemeinen Prozeßvoraussetzungen, soweit sie unverzichtbar

sind, die besonderen Voraussetzungen des vorausgehenden Be—

rufungsverfahrens und die Voraussetzungen für eine entschei—

dende Tätigkeit des Revisionsgerichts erfüllt sind (BSG° 2

s, 222 12217, 5 so 124 11257, 4 so 70 47g7 und 281 12857),
Zu den Prozeßvoraussetzungen des Berufungsverfahrens gehört

die Zulässigkeit der Berufung° Das LSG° hat sie zu Unrecht

bejahto

Nach 5 144 Abs° 1 Nr, 2 SGG ist die Berufung nich; zulässig

bei Ansprüchen auf wiederkehrende Leistungen für einen Zeit—

raum bis zu dreizehn Wocheno Zwar ist die für je sechs Wo—

chentage zahlbare Alfu nach @ 12 Abs° 1 der hier maßgebenden

Verordnung Nr„ 117 der (britischen) Militärregierung über

die Arbeitslosenfürsorge (Arbeitsblatt für die britische

Zone 1948 S0 2) zeitlich unbegrenzt gewährt werden; die Be-

willigung für jeweils nur dreizehn Wochen (Nr„ 30 Satz 1'
des Erlasses des Präsidenten des Zentralamts für Arbeit zur
Durchführung der MRVO Nr„ 117 vom 220 Dezember 1947 (Erster

Durchführungserlaß), Amtsblatt für die britische Zone 1948

8° 4), später für 26 Wochen, hat nicht die gesetzlich unbe—
fristete Bezugsdauer beschränkt, sondern lediglich sicher—

stellen sollen, daß in diesen Abständen die Voraussetzungen

der Bedürftigkeit von neuem nachgewiesen und geprüft werdeno

Für die Frage, ob die Berufung nach 5 144 SGG ausgeschlos—

sen ist, kommt es jedoch auf den Streitgegenstand im'Zeit—

punkt der letzten mündlichen Verhandlung des SG, an (BSGo 1

3° 126; 2 3° 135 41397 139)° Streitgegenstand ist der
prozessuale Anspruch im Sinne des durch den Antrag gekenn—

zeichneten Begehrens auf rechtskräftige Feststellung einer
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Rechtsfolge (Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeß—

rechts, 7° Aufio‚ @88 II 2, s„ 403/404)0 In der letzten
mündlichen Verhandlung des SG° hat der Kläger beantragt, die an—

gefochtenen Bescheide — den Entziehungsbescheid vom 21° März

1953 und die Entscheidung des Spruchausschusses vom 21° April

1953 - aufzuheben und ihm die Unterstützung zu gewähren° Er

hat neben der Aufhebung der Verwaltungsakte gleichzeitig die

Unterstützung in Höhe der entzogenen Alfu verlangt und damit

im Sinne des % 54 Abs° & 39% eine Leistung begehrt, auf die

ein Rechtsanspruch besteht° Zwar ist die Dauer der begehrten'

Alfu dem Antrag nicht zu entnehmen; daraus allein kann aber

auch nicht geschlossen werden, daß sie für mehr als dreizehn>

Wochen beansprucht wird° An die Fassung der Anträge sind die

Gerichte nicht gebunden (@ 123 SGG); wie im Zivilprozeßrechtp

so sind auch im sozialgerichtlichen Verfahren unbestimmte An—

träge durch Auslegung klarzustellen (Stein—Jonas;2?0‚ 18. Aufl„

Anm„ III 2 a zu @ 253 ZPO)° Zur Auslegung ist der Sachver—

halt heranzuzieheno Daraus ergibt sich aber, daß die vom

28° März 1955 an entzogehe Alfu nur bis Anfang Juni 1953 ver—
langt werden könnten Der Kläger hat sich am 8° Juni 1953 ar—
beitslos gemeldet und beantragt, die Alfu weiterzugewähren; er

hat angegeben, er sei vom l° Juni 1953 bis zum 6° Juni 1953

arbeitsunfähig krank gewesen, und dies durch eine ärztliche

Bescheinigung nachgewiesen„ Ist der Kläger vom lo Juni 1953

an wegen Krankheit nicht mehr arbeitsfähig im Sinne des 5 88
Abs° l AVAVG gewesen, so hat er, wenn die Epilepsie seine Ar—

beitsfähigkeit nicht ausschließt, die Alfu unter Beachtung

des 5 88 Abs„ 2 AVAVG, der auch für die Alfu gilt (Art° III

Nr() 3, @ 4 der MBVONr° 117), bis zum Ablauf der ersten drei
Tage der Krankheit weiterbeziehen können, nach dem 30 Juni‘

1953 jedoch nicht mehr„ Daher ist der Antrag des Klägers
in der letzten mündlichen Verhandlung des SG. dahin auszu—
legen, die Beklagte zu verurteilen, die Alfu vom 28° März

1953 bis zum 30 Juni 1953 weiterzuza‘nlen° Danach betrifft

aber die Berufung gegen das Urteil des SG. vom 9„ Anril

1954 einen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen von nicht

mehr als dreizehn Wochen° Sie ist deshalb nach @ 144 Abs° 1

Nr„ 2 SGG ausgeschlossen„ '
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Die Berufung ist auch nicht nach 5 150 Nr° 1 oder Nr° 2 SGG

statthaft° Das SG„ hat sie nicht zugelassen° Die Zulassung er-

fordert eine Entscheidung, die erkennbar zum Ausdruck bringt,

daß das SG° eine nach seiner Ansicht unstatthafte Berufung

trotzdem zulassen will, weil die Rechtssache grundsätzliche

Bedeutung hat oder weil es von einem Urteil des übergeordneten

LSG° abweichen will (Urteil des BSG° vom 30„1„1957‚ SozR° @ 150

SGGBl. Da 6 Nr° 16); der Hinweis in der Rechtsmittelbelehrung,

daß die Berufung zulässig sei, genügt nicht (BSG° 2 8° 121,
125)? zumal wenn, wie hier, die Berufung unzulässig und des—

halb irrtümlich über die Zulässigkeit belehrt werden ist (Ur—

teil des BSG„ vom 15„5„1956, sozR° @150 sec, Bla Da 3 Nr„ io)°
Ein wesentlicher Mangel im Verfahren des SG„ ist nicht gerügt

worden (5 150 Nr„ 2 SGG)° '

Die Berufung ist auch nicht dadurch statthaft geworden, daß

das LSG„ die Ansprüche auf Alfu in das Verfahren einbezogen

hat„ die der Kläger nach der Klageerhebung geltend gemacht

hat° Dies ist schon deshalb nicht möglich, weil die Voraus—

setzungen des @ 144 Abs„ 1 SGG nach dem Anspruch am Schlusse

der letzten mündlichen Verhandlung des SG„ zu beurteilen sinda

Die Mitteilung‚ daß über den Antrag vom 80 Juni 1953 wegen
des schwebenden Spruchverfahrens nicht entschieden werden

könne, ist kein Verwaltungsakt; damit ist nicht ein Einzel-

fall auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts der Arbeits—

losenfürsorge geregelt worden° Soweit später auf Anträge

des Klägers Verwaltungsakte erteilt worden sind, sind sie

aber nicht nach den @@96 Abs„ 1, 153 , 171Abs„ 2 sec Ge—
genstand des Verfahrens geworden; sie haben nicht den ange—

fochtenen Verwaltungsakt vom 210 März 1955 abgeändert oder

ersetzt; es sind vielmehr neue ablehnende Verwaltungsakte‚

durch welche die nach jeder Unterbrechung wiederholten An—

träge, die Alfu jeweils weiterzugewähren, abgelehnt worden

sind°

Das LSG° hätte danach nicht in der Sache selbst entscheiden

dürfen, sondern die Berufung verwerfen müssen„ Das Urteil

des LSG° beruht deshalb auf der unrichtigen Anwendung der
@@1d4 Abs; 1 Nr„ 2, 158 Abso l SGGODie Revision ist da—
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her begründet? das Urteil des LSGOist aufzuheben ($ 170 Abso
1 SGG)„ Gleichzeitig ist die nach 5 144 Abs° l Nr° 2 SGG

nicht statthafte Berufung als unzulässig zu verwerfen„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

